
Gericht untersagt Verbrennungen von Garten-
abfällen 
 
Eine generelle Erlaubnis für das Verbrennen von Gartenabfällen durch 
Allgemeinverfügung ist unzulässig. So lautet ein Urteil der 9. Kammer 
des Verwaltungsgerichts Aachen vom 15. Juni 2007 (Az. 9K 2737/04). 
Im konkreten Fall ging es um eine Allgemeinverfügung der Gemeinde 
Münstereifel, wonach pflanzliche Abfälle jeweils vom 1. Oktober bis zum 
14. April des darauf folgenden Jahres an drei Tagen in der Woche zu 
bestimmten Zeiten verbrannt werden durften.  

Ein Kläger brachte dagegen das Argument vor, dass es aus Gründen 
des Umweltschutzes und der Luftreinhaltung nicht angebracht sei, die 
Verbrennung von Gartenabfällen über einen so weiten Zeitraum zu er-
möglichen. Kleine Mengen von pflanzlichen Abfällen könnten problemlos 
über die Biotonne entsorgt werden, bei größeren Mengen sei es jedem 
zumutbar, diese zu einer nahen Entsorgungs- oder Verwertungsanlage 
zu bringen.  

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichts Aachen steht die Verfügung der 
Gemeinde Münstereifel nicht im Einklang mit dem Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz und sei somit rechtswidrig. Zwar dürften Abfälle laut § 
27 Abs. 2 KrW-/AbfG in behördlich genehmigten Ausnahmen auch au-
ßerhalb zugelassener Anlagen beseitigt werden.  

Damit sind nach Ansicht der Kammer aber keine Dauerregelungen, son-
dern nur überschaubare Einzelfallregelungen in atypischen Sonderfällen 
gemeint, bei denen die Menge sowie Art und Herkunft der Abfälle ab-
sehbar seien. Im vorliegenden Fall sei die Menge pflanzlicher Abfälle 
nicht überschaubar gewesen. Zum anderen werde dauerhaft die 
Verbrennung während 7,5 Monaten und jeweils an 3 Tagen/Woche zu-
gelassen.  

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der bislang ungeklärten Rechts-
fragen eines Individualrechtsschutzes durch § 27 Abs. 2 KrW-/AbfG so-
wie nach dessen Reichweite hat das Verwaltungsgericht Aachen die Be-
rufung zugelassen. (Quelle: EUWID, Nr. 27/2007)  (KE) 
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